
• 1Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 9 Aktenzeichen: BK9-09/1039 

Beschluss 

Auf Antrag der 

Thyssengas GmbH, Kampstraße 49, 44137 Dortmund, gesetzlich vertreten durch die 

Geschäftsführung 

- Antragstellerin ­

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizitlt, Gas, Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer Dr. Jörg Mallossek 

und den Beisitzer Roland Naas, 

in dem Verwaltungsverfahren nach § 26 Abs. 2 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG, 

§ 32 Abs. 1 Nr.1 und § 4 ARegV sowie § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 ARegV, 

u.a. 

wegen Neufestlegung der kalenderjährlichen Er1ösobergrenzen 



enthalt Betriebs- und GeschAftsgeheimnisae 

am 21.02.2013 beschlossen: 

1. 	 Die kalenderjährlichen Er1ösobergrenzen der Antragstellerin werden für den Zeitraum. 

der ersten Regulierungsperiode gemäß Anlage 1 dieses Beschlusses neu festgelegt 

2. 	 Die darüber hinausgehenden Pflichten und Nebenpflichten aus dem Beschluss vom 

20.04.2011 (BK9-09/807 

- bleiben unberührt und beziehen sich für den unter Ziffer 1 genannten 

Zeitraum auf den verbleibenden Netzteil. 

Gründe 

1. 

Die 	 Beschlusskammer hat gemäß § 26 Abs.2 der Anreizregulierungsvercrdnung vom 

29. 10.2007 - ARegV - (BGBI. 1S.2529) zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 

20.12.2012 (BGBI. 1 S. 2730) auf Antrag der beteiligten Netzbetreiber ein Verfahren zur 

NeufesUegung der Erlösobergrenzen nach § 26 Abs.2 ARegV i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1, § 4 

ARegV und § 29 Abs.1 EnWG eingeleitet. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet die Antragstellerin ihren Sitz hat, wurde 

gemlß § 55 Abs.1 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 07.07.2005 - EnWG - (BGBI. 1 

S.1970) zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 20.12.2012 (BGBI. 1S. 

2730) über die Einleitung des Verfahrens informiert. 

Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragsteßerin.wurden erstmals mit Beschluss 

vom 20.04.2011, unter dem Aktenzeichen 81<9-09/807, festgelegt. Die darin festgelegten 

kalenderjlhrlichen Erlösobergrenzen werden mit diesem Beschluss abgelndert. 

Die Antragstellerin übergibt einen Netzanteil an 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 18.12.2009 sowie vom 01.06.2011 die 

Neufestlegung der kalenderjährlichen Er1ösobergrenzen gem. § 26 Abs.2 S.1 ARegV 

beantragt. Es erfolgt darin eine Zuordnung des Sachanlagevermögens, nach Anschaffungs­

und Herstellungskosten, auf den übergehenden bzw. verbleibenden Netzanteil. Es wurde 

unter anderem der Anteil der beeinflussbaren Kosten, der vorobergehend nicht 
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enthllt Betriebs- und Geachlftsgeheimnisse 

beeinflussbaren Kosten und der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten dargestellt und auf 

den abgehenden bzw. verbleibenden Netzteil verteilt. Zudem wurden die aktuellen Kosten fOr 

die Inanspruchnahme des vorgelagerten Netzes mitgeteilt. Hinsichtlich des übergehenden 

Erlösanteils liegt der Bundesnetzagentur ein weitgehend inhaltlich kongruenter Antrag des 

beteiligten Netzbetreibers v~r. 

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin unter anderem mit Schreiben vom 16.01.2013 

Gelegenheit gemäß § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu äußern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit Schreiben vom 

01.02.2013 Stellung genommen. 

Dem Bundeskartellamt und der Landesregulierungsbehörde, in deren Bundesland der Sitz 

der Antragstellerin belegen ist, wurde gemäß § 58 Abs. 1 $.2 EnWG Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. 

Wegen der weiteren Einzeltielten wird euf die Verfahrensakte verwiesen. 

II. 

Die Neufestlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin erfolgt auf 

Grundlage des § 26 Abs.2 ARegV i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 ARegV und i.V.m. den dort 

genannten Rechtsvorschriften. 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 EnWG die zuständige Regulierungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 Sa~ 1 EnWG. 

2. Ermlchtlgungsgrundlage 

Die Regulierungsbehörde 'legt gemäß § 26 Abs.2 ARegV auf Antrag der beteiligten 

Netzbetreiber die Obergrenzen der zulässigen Gesamtertose eines Netzbetreibers aus den 

Netzentgelten (Erlösobergrenzen) neu fest. Die Bestimmung der kalenderjährtichen 

Erlösobergrenzen erfolgt durch Neufestlegung nach § 32 Abs. 1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 

Abs. 1 EnWG. Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze für jedes verbleibende 

Kalenderjahr der Regulierungsperiode neu (vgl. § 4 Abs. 2 S.1 ARegV). 
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enthllt Betrtebs- und GeschAflsgehelmnlsse 

3. Neubestimmung der kalenderjährllchen Erlösobergrenzen 

Für die Antragstellerin werden für die erste Regulierungsperiode die sich aus Anlage 1 (Ziffer 

3.) ergebenden kalenderjährlichen Er10sobergrenzen wie folgt festgelegt: 

Jahr 

2009 

. 2010 

2011 

2012 

3.1. Aufteilung dauerhaft nicht beeinfluaabarer Kostenanteile 

Die beteiligten Netzbetreiber haben eine Vereinbarung über die Aufteilung der dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs.2 ARegV getroffen und diese zur 

Grundlage ihrer Anträge gemacht. 

Die HOhe der in den kalenderjährlichen Erlösobergrenzen enthaltenen dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile ergeben sich aus Anlage 1(Ziffer3.): 

2009 

2010 

2011 

2012 

dauerhaft nicht 
beeinflunbmw 
Koetenantella 

3.2. Auftellung vorübergehend nicht beeinflussbarer Kostenanteile 

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs. 3 S.1 ARegV 

die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten Effizienzwert multiplizierten Gesamtkosten nach 

Abzug der dauerhaft ni~ht beeinflussbaren Kostenanteile. In diesen sind gemäß 

§ 11 Abs. 3 S.2 ARegV die . auf nicht zurechenbaren strukturellen Unterschieden der 

Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. 

Die beteiligten Netzbetreiber . haben eine Vereinbarung über die Aufteilung der 

vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten i.S.d. § 11 Abs.3 S.1 ARegV geschlossen und 

diese zur Grundlage ihrer Anträge gemacht. Die Höhe der in den kalenderjahrtichen 
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enthalt Betriebs- und Geschlftllgeheimniaae 

Erlösobergrenzen enthaltenen vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. 

§ 11 Abs.3 S.1 ARegV ergeben sich aus Anlage 1 (Ziffer 3.): 

vorDberg•h•nd · 
J1hr nicht beelnftuubare 

Koetan•ntelle 

2009 

2010 

2011 

2012 

3.3. Aufteilung nicht abgebauter beeinflussbarer Kostenanteile 

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemaB § 11 Abs. 4 ARegV alle Kostenanteile, die 

nicht dauerhaft oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind. 

Die beteiligten Netzbetreiber haben eine Vereinbarung Ober die Aufteilung der 

beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 4 ARegV getroffen und diese zur Grundlage 

ihrer Antrage gemacht. Die Höhe der in den kalenderjährtichen Erlösobergrenzen 

enthaltenen beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 4 ARegV ergeben sich aus 

Anlage 1 (Ziffer 3.): 

Jahr 

2009 

2010 

2011 

2012 

nicht abgebmute 
beelnfluabare 
Koltenantelle 

4. Prüfungsmaistab 

Die Neufestlegung der kalenderjlhrlichen Erlösobergrenzen nach § 26 Abs.2 ARegV erfolgt 

auf Grundlage einer Vereinbarung der beteiligten Netzbetreiber Ober die Höhe des 

übergehenden Erfösanteils. Eine inhaltliche Prüfung der Aufteilung der ErlOSe durch die 

beteiligten Netzbetreiber erfolgt dabei grundsätzlich nicht. Eine Überprüfung der iu Grunde 

gelegten Aufteilungsmaßstäbe bleibt jedoch ausdrtlcklich vorbehalten. 

Die Netzbetreiber haben sicherzustellen, dass die in den vereinbarten Erlösanteilen 

abgebildete Effizienzvorgabe von den beteiligten Netzbetreibern erreicht oder übertroffen 

werden kann. 
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enthalt Betriebs- und Geachlftsgaheimnisse 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 26 Abs.2 S.3 ARegV überprüft, dass die Summe der 

sich aus der Vereinbarung der beteiligten Netzbetreiber ergebenden Er1ösanteile die 

kalenderjährlichen Er1ösobergrenzen des aufzuteilenden Netzes nicht Obersehreiten. Es 

haben sich insoweit keine Beanstandungen ergeben. 

III. 

1 
Der Tenor zu 2.) stellt klar, dass sich die tenorierten Pflichten und Nebenpflichten, die sich 

aus der ursprünglichen Festlegungsentscheidung bzgl. der Ertösobergrenze ergeben, 

nunmehr fOr alte Netze des Netzbetreibers Geltung beanspruchen. 

IV. 

Hinsichtlich der Kosten nach§ 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 

V. 

Die beigefD~e Anlage 1 sowie die Anlage A sind Bestandteil dieses Beschlusses. 
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enthllt Betriebs- und Geschlftsgeheimniaae 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur 

(Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde 

innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht. Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 

40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 

Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 

der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 

muss die Erkllrung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder 

Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die 

Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen 

durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Bonn, den 21.02.2013 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 
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~: 

Neufaatlegung der kalenderjlhrtlchen Erlhobergrenzen gemll f 21 Abll.2 8.1 ARegV 



AnlageA 

Umsetzung der Erlösobergrenzen in Netzentgelte 

Der Ne1zbetreiber hat gemäß § 28 Nr. 3 ARegV die zur Überprüfung der Netzentgelte nach 

§ 17 ARegV notwendigen Daten zu Obermitteln. § 17 Abs. 1 ARegV bestimmt, dass die 

Umsetzung der festgelegten Er1ösobergrenzen in Entgelte entsprechend den Vorschriften 

des Teils 2 Abschnitt 2 und 3 GasNEV zu erfolgen hat. Die notwendigen Daten zur 

Darstellung des Ablaufs der Ermittlung der Netzentgelte umfassen somit die 

Kostenstellenrechnung nach Teil 2 Abschnitt 2 der GasNEV und die Kostenträgerrechnung 

inklusive der Verprobung nach Tell 2 Abschnitt 3 der GasNEV. 

1. 	 Erläuterungen zur Kostenstellenrechung nach §§ 11, 12 GaaNEV 

sowie Anlage 2 zu § 12 S. 1 GasNEV 

Die Kostenstellenrechnung wird tabellarisch in Tabellenblatt B. des Erhebungsbogens 

gemäß § 28 Nr. 3 ARegV erfasst. Aus VereinfachungsgrOnden werden die 

Hauptkostenstellen .Systemdienstleistungen•, „Hochdrucknetz", .Mitteldrucknetz" und 

„Niederdrucknetz" zu einer Kostenstelle .Netz" zusammengefasst; femer hat eine Aufteilung 

auf Nebenkostenstellen nicht zu erfolgen. 

Nachvollziehbar zu beschreiben ist zunächst die Zuordnung der Einzelertöse auf die 

Kostenstellen .Netz•, .Messung•, .Messstellenbetrteb• und .Abrechnung•. Sofern Kosten 

nicht direkt zuge<:>rdnet werden, sondern zunächst auf geeignete Hilfskostenstellen verteilt 

werden, ist die nachvollziehbare und schlüssige schriftliche Dokumentation der gewählten 

Schlüssel (§ 11 S. 4 GasNEV) vorzulegen_ 

Ferner haben Betreiber von örtlichen Gasverteilernetzen die Aufteilung der Haupt- und 

NebenkostensteHen nach Ortstransportleitungen und Ortsverteilernetz (§ 12 S. 2 GasNEV) 

detailliert zu ertlutem. Hieau gehOrt insbesondere die Erläuterung der 

Differenzierungskriterien zwischen Ortstransportleitungen und Ortsvertelleme1zen. Die 

Bundesnetzagentur geht davon aus, dass bei einem Betriebsdruck von kleiner 1 bar in der 

Reget ein Ortsverteilernetz und bei einem Betriebsdruck ab 4 bar in der Regel ein 

Ortstransportnetz vor1iegt. Abweichungen sind gesondert darzulegen und zu begründen. Bei 

einem Betriebsdruck von 1 bar bis 4 bar erscheint es sinnvoll, eine Zuweisung zu 

Ortstransportieitungen beziehungsweise Ortsverteilemetz anhand nachvollziehbarer Kriterien 

vorzunehmen. Hier kann insbesondere auf die Ausführungen der Branchenverbände 

zurückgegriffen werden. Alternativ besteht die MOglichkeit eine Aufteilung nach Druckstufen 

vorzunehmen. Eine einmal erfolgte Zuordnung ist grundsätzlich beizubehalten. Eine neue 

Zuordnung ist in einer für sachkundige Dritte nachvollziehbaren Weise detailliert darzulegen 
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AnlageA 

und zu begründen. Der Netzbetreiber hat eine Netzkarte beizulegen, anhand der fOr einen 

sachkundigen Dritten ersichtlich ist, wie sich sein Leitungsnetz unterteilt. 

II. Erläuterungen zur Kostentrlgarrechnung 

Zur Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit der Angaben des ·Netzbetreibers sind die 

Angaben sowohl Im Hinblick auf die Erlöse inklusive der Kosten für die Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen als auch auf die Erlöse exklusive dieser Kosten zu beziehen. 

1. Ein und Ausepelaeentgelte 

Sofem ·der Netzbetreiber Ein- und Ausspeiseentgelte ausweist, sind diese in Tabellenblattern 

C.1.a und C.2.a. des Erhebungsbogens gemaß § 28 Nr. 3 ARegV in Euro pro Kubikmeter 

pro Stunde pro Zeiteinheit bzw. Kilowatt pro Zeiteinheit auszuweisen. Die Entgelte beziehen 

sich dabei in der Regel auf zwölf aufeinanderfolgende Monate. 

Des Weiteren hat er detailliert die Bildung der Ein- und Ausspeiseentgelte zu dokumentieren 

(§ 13 Abs. 3 GasNEV). Hierzu gehören insbesondere folgende Punkte: 

Soweit ein Netzbetreiber nach § 6 Abs. 5 GasNZV Teilnetze gebildet hat, hat er 

Erlöse zunächst den einzelnen Teilnetzen zuzuordnen. DiesbezQglich hat der 

Netzbetreiber die Autteilung der Kosten und die Anderung der Aufteilung in einer fllr 

sachkundige Dritte nachvollziehbaren Weise zu begründen. Die Zuordnung kann 

durch eine sachgerechte Schlüsselung erfolgen und ist ebenfalls zu dokumentieren. 

Die Ennittlung der Netzentgelte erfolgt gemäß § 14 Abs. 2 GasNEV dann getrennt fOr 

die einzelnen Teilnetze auf Basis der diesen Te1lnetzen zugewiesenen Kosten. 

Der Netzbetreiber hat die angewendete Aufteilung der Gesamterlöse zwischen den 

Ein- und Ausspei5epunkten sowie eine Änderung der Aufteilung in einer fllr 

sachkundige Dritte nachvollziehbaren Weise zu begründen (§.15 Abs. 1 GasNEV). 

Ferner hat der Netzbetreiber die Bildung der Einspeiseentgelte nach § 15 Abs. 2 

GasNEV zu erläutern. Die Ergebnisse einer diesbezüglichen Lastflusssimulation sind 

vorzulegen. 

Des Weiteren ist die Bildung der Ausspeiseentgelte nach § 15 Abs. 3 GasNEV zu 

erläutern. 


Eine etwaige Gruppierung von Ausspeiseentgelten nach § 15 Abs. 6 GasNEV ist 


insbesondere hinsichtlich des Differenzierungskriteriums zu erläutern. 
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AnlageA 

2. Entgelte für den Zugang zu 6rtllchen Vertellemetzen 

Grundlage des Systems der EntgeltbilQung für den Netzzugang zu örtlichen Verteilernetzen 

ist abweichend von den§§ 14 bis 16 GasNEV ein transaktionsunabhängiges Punktmodell. 

Das jähr1iche Netzentgelt pro Ausspeisepunkt ist vom örtlichen Gasverteilemetzbetreiber in 

den Tabellenblättern C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 ARegV 

auszuweisen. In der Dokumentation der Entgeltermittlung hat der Netzbetreiber u.a. die 

Vorgehensweise zur Bildung der Netzentgelte schrittweise detailliert zu er1autem und 

darzulegen. Hierbei sind insbesondere die vom Betreiber von Ortlichen Verteilernetzen 

zugrunde gelegte Datenbasis und die angewendeten Funktionen in einer geeigneten und für 

sachkundige Dritte nachvollziehbaren Weise darzustellen und zu er1Autem. FOr die 

Darlegung der Datenbasis ist den Tabellenblättern C.1.b. und C.2.b.des Erhebungsbogens 

gemäß § 28 Nr. 3 ARegV zu verwenden. 

Unter Ziffer 1 der Tabellenblätter C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 

ARegV sind von der Antragsstellerin für die Gesamtheit der Ausspeisepunkte ohne 

Leistungsmessung folgende lnfonnatlonen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt 1"1'.1USS von der Antragsstellerin ein Arbeitsbereich (Unter- und 

Obergrenze der Jahresarbeit in Kilowattstunden) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Arbeitsbereiches ist der , Grundpreis in Euro pro Monat, die durch den Grundpreis 

abgegoltene Arbeit in Kilowattstunden und der Arbeitspreis der nicht durch den Grundpreis 

abgegoltenen Arbeit in Cent pro Kilowattstunde auszuweisen. (Die Hohe des Grundpreises 

kann Null sein.) Die Ermittlung des Ausspeiseentgelts ftlr die an einem nicht 

leistungsgemessenen Ausspeisepunkt entnommene Jahresarbeit hat dem dreistufigen 

Schema nach Tabelle 2.2.1 zu folgen. 
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Stufe 1: Fllr eine gegebene Jahresarbeit wird der relevante Arbeitsbereich bestimmt. 

Stufe 2: Für den unter stufe 1 bestimmten Arbeitsbereich wird der Grundpreis, die 
durch den Grundpreis abgegoltene Arbeit und der Arbeitspreis der nicht 
abgegoltenen Arbeit aus der Tabelle ausgelesen. 

Stufe 3: Mit den in Stufe 2 ermittelten Daten wird 
gegebene Jahresarbeit wie folgt berechnet: 

das Ausspeiseen1gett für die 

Grundpreis [in Euro/Monat] x 12 [in Monat] 

+ (Jahresarbeit [in ·Kilowattstunden] minus der durch den Grundpreis 
abgegoltene Arbeit pn Kilowattstunden] ) multipliziert mit dem Arbeitspreis der · 
nicht abgegoltenen Arbeit ~n Cenf pro Kilowattstunden] multipliziert mit (1/100 
[in Euro pro Cent]) 

= Ausspeiseemgelt pn Euro] 

T•bell• 2.2.1. BeNchnung das Auasp1l111ntgattee fOr die •n alnem nicht lalstungtgelM8U'*1 Aulepelupunld
entnCllllllllM ,,...,._.,.. ..r a..r. dar Talle unw Zllrer 1. der Taballanblllllar c.1.b. und C.2.b. 
die Ertlellunpbogens gemll I 28 Nr. 3 ARagV 

AnlageA 

Unter Ziffer 2. der Tabellenblätter C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 

ARegV Gas sind von der Antragsstellerin fOr die Gesamtheit der Ausspeisepunkte mit 

Leistungsmessung folgend~ Informationen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt muss von der Antragsstelerin ein Arbeitsbereich (Untergrenze und 

Obergrenze der Jahresarbeit in Kilowattstunden) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Arbeitsbereiches ist der Sockelbetrag in Euro pro Jahr. die durch den Sockelbetrag 

abgegoltene Arbeit in KiloWattstunden und der Arbeitspreis der nicht durch den Grundpreis 

abgegoltenen Arbeit in Cent pro Kilowattstunde auszuweisen. Die Ennittlung des 

Ausspeiseentgeltes für die an einem leistungsgemessenen Ausspeisepunkt entnommene 

Jahresarbeit hat dem dreistufigen Schema nach Tabelle 2.22. zu folgen. 
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Stufe 1: Für eine gegebene jahresarbeit wird der relevante Arbeitsbereich bestimmt. 

Stufe 2: Für den unter Stufe 1 bestimmten Arbeitsbereich wird der Sockelbetrag, die 
durch den Sockelbetrag abgegoltene Arbeit und der . Arbeitspreis der nicht 
abgegoltenen Arbeit aus der Tabelle ausgelesen. 

Stufe 3: Mit den In Stufe 2 ermittelten Daten wird das Ausspeiseentgelt fllr die 
gegebene Jahresarbeit wie folgt berechnet: 

Sockelbetrag [in Euro/Jahr] 

+ (Jahresarbeit ·[in Kilowattstunden] minus der durch den Sockelbetrag 
abgegoltenen Arbeit pn Kilowattstunden] ) multipliziert mit dem Arbeitspreis der 
nicht abgegoltenen Arbeit [in Cent pro Kilowattstunden] multipllzlert mit (1/100 
Pn Euro pro Cent]) 

= Ausspelseentgelt pn Euro] 

Tllbelle 2.2.2. Berechnung d• Auapetwntpltils rar cle m1 einem leistungllgllm-•nen AmpelMpunlct 
entnonlmene Jah,_rblllt auf a.1s dllr Tlb9lle C1.2. der Tabell•blllll9r C.t.b und C.Z.b. die 
Erllabung8bogens 1191"1l I 21 Nr. 3 ARegV 

AnlageA 

Unter Ziffer 3 der Tabellenblatter C.1.b. und C.2.b. des Elttebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 

ARegV Gas sind von der Antragsstellerin mr die Gesamtheit der Ausspeisepunkte mit 

Leistungsmessung folgende Informationen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt muss von der Antragsstellerin ein Leistungsbereich (Untergrenze 

und Obergrenze der JahreshOChstleistung in Kilowatt) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Leistungsbereiches ist der Sockelbetrag in Euro pro Jahr, die durch den Sockelbetrag 

abgegoltene Leistung in Kilowatt und der Leistungspreis der nicht durch den .Grundpreis 

abgegoltenen Leistung in Euro pro Kilowatt . auszuweisen. Die Ermittlung des 

Ausspeiseentgelles für di~ an einem leistungsgemessenen Ausspelsepunkt gemessene 

Jahreshöchstleistung hat dem dreistufigen Schema nach Tabelle 2.2.3. zu folgen. 
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Stufe 1: FUr eine gegebene Jahreshöchstleistung wird der relevante Leistungsbereich 
bestimmt. 

Stufe 2: FOr den unter Stufe 1 bestimmten Leistungsbereich wird der Sockelbetrag, die 
durch den Sockelbetrag abgegoltene Leistung und der Leistungspreis der nicht 
abgegoltenen Leistung aus der Tabelle ausgelesen. 

Stufe 3: Mit den in Stufe 2 ennittelten Daten wird das Ausspeiseentgett fOr die 
gegebene JahreshOChstleistung wie folgt berechnet 

Sockelbetrag [in Euro] 

+ (Jahreshöchstleistung [in Kilowatt) minus der durch den Sockelbetrag 
abgegoltene Leistung [in Kilowatt) ) multipliziert mit dem Leistungspreis der 
nicht abgegoltenen Leistung On Euro pro Kilowatt] 

= Ausspeiseentgelt On Euro) 

T•belll 2.2.3. BenM:hnung d• Auapelleenlgeltm fQr die u einem '9llblnpg11111H1nen Auspefsapunld 
gerneaana J.ti„ldk:hstleletllng auf Bais dar T•belle urar ZHrw CU. dar Tlbellenblltler C.1.b. 
und C.Z.b. des Erhebunpbogem gemU t 21Nr.3 MllgV 

AnlageA 

3. Messung und Abrechnung 

Im Tabellenblatt C3. des Erhebungsbogens gemaß § 28 Nr. 3 ARegV ist das Entgelt fOr die 

Messung, das Entgelt fOr den Messstellenbetrieb sowie das Entgelt fQr die Abrechnung 

getrennt nach Hoch-, Mittel - und Niederdruck gemlß § 21b Abs. 2 EnVVG i.V.m. § 15 Abs. 7 

GasNEV auszuweisen. 

III. Erllutarungen zur Verprobung 

Gemäß § 17 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 16 Abs. 1 GasNEV haben Netzbetreiber zu 

gewlhrleisten, dass ein zur Veröffenttichung anstehendes Netzentgelt geeignet ist, die 

festgelegten Erlösobergrenzen zu decken. Im Einzelnen ist sicherzustellen, dass die 

Anwendung des Entgeltsystems auf die prognostizierte Absatzstruktur im Netzgebiet des 

jeweiligen Netzbetreibers einen prognostizierten Erlös ergibt, welcher der Höhe nach den 

Erlösen nach den kalenderjährlichen ErlOsobergrenzen entspricht und die Anwendung der 

Entgelte fOr Messung und Abrechnung auf die jeweiligen Entnahmestellen einen 

prognostizierten Erlös ergibt, der den Erlösen fllr Messung und Abrechnung, wie sie sich aus 

der durchgeführten Kostenstellenrechnung ergeben, entspricht. Die Beschlusskammer weist 

darauf hin, dass der Netzbetreiber mit dem verprobten Netzentgelt die festgelegten 

Erlösobergrenzen abzubilden hat. Die Erlösobergrenze darf dabei keinesfalls überschritten 

werden. Abweichungen nach unten sind zulässig, gehen aber allein zu Lasten des 

Netzbetreibers. 
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Die Verprobungen sind vom Netzbetreiber detailliert in einer für sachkundige Dritte 

nachvoUziehbaren Weise zu dokumentieren. 


Neben den Abfragen in den TabellenblAttem C1. beziehungsweise C2. und C3. des 


Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV ist daher in Tabellenblatt 04. des 


Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV auch auf sonstige Netzentgelte einzugehen, 


soweit solche ausgewiesen werden. Daneben ist Im Bericht der Ablauf der Ermittlung 


derartiger Entgelte darzustellen. 


Senarate Kurzsmkenentgelte gem. § 20 Abs. 1 GaaNEV: 

Gemäß § 20 Abs. 1 GasNEV können Netzbetreiber für bestimmte Ein- und Ausspeisepunkte 

neben Ein- und Ausspeiseentgelten separate Kurzstreckenentgelte ausweisen, wenn 

hierdurch eine bessere Auslastung des Leitungsnetzes erreicht oder gesichert werden kann. 

Zusätzlich zu den Abfragen unter Ziffer C4.1. des Tabellenblattes C4. des Erhebungsbogens 

gemlß § 28 Nr. 3 ARegV ist die Vorgehensweise der Ermittlung des Kurzstreckenentgelts 

detailliert darzulegen und darzustellen, in welcher Weise eine bessere Auslastung des 

Leitungsnetzes erreicht und gesichert wird. Beizubringen ist in diesem Zusammenhang 

insbesondere eine Lastflusssimulation Im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 3 GasNEV, welche in 

Vorbereitung der Entgeltbildung für die Einspeisepunkte gebildet wurde. Die dokumentierten 

Ergebnisse dieser Simulation sind beizufügen. 

Gesondertes Ne1zentgelt zur Vermeidung eines DlrelstJeltungsbaus aem. § 20 Abs. 2 

GasNEV: 

Gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 GasNEV können Betreiber örtlicher Verteilernetze in Einzelfll!en 

zur Venneidung eines Direktleitungsbaus ein gesondertes Netzentgelt auf Grundlage der 

konkret erbrachten gaswirtschaftlichen Leistung abweichend von den Regelungen des § 18 

GasNEV berechnen. Zusätzlich zu den Abfragen unter Ziffern C4.2. des Bogens C4. zum 

Erhebungsbogen gemäß ·§ 28 Nr. 3 ARegV sind die Vorgehensweise der Bildung 

beziehungsweise Berechnung des gesonderten Ne1zentgeltes sowie die Gründe für dessen 

Erhebung näher zu er1äutem. Oie Darstellung hat insbesondere mittels der Kriterien: 

individuelle Anschlusssituation des/der entsprechenden Kunden, 

Entfernung gemäß geplantem Trassenvertauf, 

Anteil und Zinssatz der Eigenkapitalfinanzierung und Fremdfinanzierung, 

Amortisationsdauer (bei Industriekunden grundsätzlich zwei bis vier Jahre) 
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zu erfolgen. ferner ist anzugeben, welche GesamterlOSe sich ergeben würden, wenn die 

Letztverbraucher, welche Sonderentgelte im Sinne des§ 20 Abs. 2 GasNEV beantragen, 

nach allgemeinen Netzentgelten abgerechnet und im Netz verbleiben würden. Des Weiteren 

sind die Gesamtertöse anzugeben, welche sich ergeben, wenn die Letztverbraucher die 

angedachten Sonderentgelte im Sinne des § 20 Abs. 2 GasNEV erhalten. 

Wird von der Möglichkeit, ein gesondertes Netzentgelt gemAß § 20 Abs. 2 Satz 1 GasNEV 

zu erheben, Gebrauch gemacht, ist dieses gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 GasNEV §1m 

unverzüglich der Bundesnetzagentur anzuzeigen. 

Entaelte fOr unterilhrlae und unterbrechbare Verträae sowie Vedrlqgn mit 

abweichendem Laufzeltbeginn aem. § 13 Abs. 2. 3 GpNEV; 

Die Erläuterung der Ermittlung der Entgelte fOr unterjAhrige und unterbrechbare Verträge 

sowie Vertrage mit abweichendem Laufzeitbeginn hat die BerOckslchtigung des 

Buchungsverhaltens der Netznutzer zu beinhalten. Die vom Netzbetreiber zugrunde gelegte 

Datenbasis und die angewendeten Funktionen sind in einer geeigneten und fOr sachkundige 

Dritte nachvollziehbaren Weise darzustellen und zu erläutern. Insbesondere ist bei 

unterbrechbaren Entgelten darzulegen, inwiefern diese die Wahrscheinlichkeit der 

Unterbrechung widerspieg81n. 

Enta!lte mit Prelsnachllnan·aemll § 3 KAV l.V.m. § 18 Ga&NEV: 

Die durch Preisnachlässe gemäß § 3 KAV in Verbindung mit § 18 GasNEV ermäßigten 

Entgelte werden wie Sonderentgelte nach § 20 GasNEV behandelt. lnsofem hat der 

Netzbetreiber die Ermittlung der Entgelte mit Preisnachlässen im Niederdruck nach § 3 KAV 

zu dokumentieren. Diese Preisnachlässe dOrfen 10 vom Hundert des Rechnungsbetrags fOr 

den Netzzugang nicht Obersteigen. 

Senstlae Entgelte: 

Des Weiteren hat der Netzbetreiber die Ermittlung aller weiteren Entgelte, wie beispielsweise 

Vertragsstrafen, detailliert zu ertautem. 
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